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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droits fondamentaux

Der Nationalrat gab in der Wintersession 2023 einer parlamentarischen Initiative
Bendahan (sp, VD) mit der Forderung, das Recht auf digitale Unversehrtheit in die
Verfassung aufzunehmen, mit 118 zu 65 Stimmen bei 3 Enthaltungen keine Folge.
Gemäss dem Initianten sollte die digitale Unversehrtheit die Kontrolle und das Wissen
darüber garantieren, welche Daten im digitalen Leben durch eigene Aktivität sowie
Dritte gesammelt, berechnet und weitergegeben werden. Aufgrund der fehlenden
Verfassungsgrundlage sei diese heute unzureichend geschützt, argumentierte
Bendahan. Mit seinem ablehnenden Entscheid folgte der Nationalrat dem
Mehrheitsantrag seiner SPK, die eine Verfassungsänderung als nicht angezeigt ansah.
Die Anhörung von Expertinnen und Experten habe ergeben, dass der bestehende
Grundrechtskatalog – insbesondere das Recht auf persönliche Freiheit (Art. 10 BV) und
das Recht auf Schutz der Privatsphäre (Art. 13 BV) – ausreiche, um die digitale Identität
zu schützen. Die Kommission wolle sich dem Thema dennoch annehmen und an einer
nächsten Sitzung besprechen, ob eine Überprüfung angezeigt sei und gegebenenfalls
Gesetzeslücken bestünden, versicherte Kommissionssprecherin Barbara Steinemann
(svp, ZH). Vergeblich hatte Minderheitssprecherin Céline Widmer (sp, ZH) für das
Anliegen argumentiert, dass sich gesellschaftliche Veränderungen im
Grundrechtskatalog niederschlagen müssten. Die parlamentarische Initiative Bendahan
ist somit definitiv abgelehnt. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.12.2023
LUKAS LÜTOLF

1) AB NR, 2023 S. 2324 ff.; Bericht SPK-NR vom 9.11.23; Medienmitteilung SPK-NR vom 10.11.23
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